
Kennzeichnung als Risikoüberschwemmungsgebiet und als Fläche 
mit stark schwankenden bzw. hohen Grundwasserständen gemäß 
§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB 

Der Geltungsbereich des Plangebietes wird als Risikoüberschwem-
mungsgebiet (Gebiet, das bei Versagen eines Deiches überschwemmt 
wird) und als Fläche gekennzeichnet, bei deren Bebauung besondere 
bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei der beson-
dere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich 
sind (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB). 

Im gekennzeichneten Bereich ist potenziell mit einer Überschwemmung 
sowie mit stark schwankenden bzw. hohen Grundwasserständen zu rech-
nen. Auf Kapitel IV der textlichen Festsetzungen zu diesem Bebauungs-
plan wird hingewiesen. 

1.4.3 Emissionskontingente 

Im Mischgebiet und im Gewerbegebiet sind nur Anlagen und Betriebe zulässig, deren Ge-
räusche an den Immissionspunkten IP2 und IP3 die in der folgenden Tabelle angegebe-
nen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (6.00 – 22.00 Uhr) noch 
nachts (22.00 – 6.00 Uhr) überschreiten: 

Teilfläche LEK,tags LEK,nachts 

Mischgebiet 58 dB (A) 48 dB (A) 

Gewerbegebiet 58 dB (A) 48 dB (A) 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN 
45691:2006-12, Abschnitt 5. 

Für schutzwürdige Nutzungen innerhalb der Flächen, in denen Emissionskontingente 
festgesetzt sind, gelten die Anforderungen der TA Lärm 98. Hierbei sind die Nacht- Im-
missionsrichtwerte nur dann anzuwenden, wenn Schlaf- oder Kinderzimmer von Woh-
nungen im Einwirkungsbereich der zu beurteilenden Anlage vorhanden sind. 

1.4.4 Haustechnische Anlagen  

Werden an den Ostfassaden der Marktgebäude der Einzelhandelsbetriebe im Sonderge-
biet Aggregate von haustechnischen Anlagen angebracht, die ins Freie Schall abstrahlen, 
darf der Gesamtschallleistungspegel dieser Anlagen eines jeden Marktes Werte von 
tags/nachts LWA = 75/65 dB(A) nicht übersteigen. Die Anlagengeräusche dürfen weder 
ton- noch impulshaltig sein. 

I. Festsetzungen zur baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 BauGB und BauNVO 

Vorbemerkung: 

Die 3. Änderung des Bebauungsplanes „An der Oderstraße“ ersetzt innerhalb ihres Gel-
tungsbereiches bei ihrem Inkrafttreten den Bebauungsplan „An der Oderstraße“ in allen 
seinen Festsetzungen. 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Sonstiges Sondergebiet (SO) „Großflächiger Einzelhandel“ § 11 BauNVO 

Das sonstige Sondergebiet „Großflächiger Einzelhandel“ dient der Unterbringung von 
großflächigen Einzelhandelsbetrieben. 

Zulässig sind bauliche Anlagen für großflächige Einzelhandelsbetriebe einschließlich der 
dafür erforderlichen Einrichtungen und Anlagen entsprechend den Erfordernissen des Be-
triebes. 

Als Hauptsortiment sind Lebensmittel zulässig. 

Der Non-Food-Anteil als Randsortiment muss je Einzelhandelsbetrieb weniger als 15 % 
der Verkaufsfläche betragen. 

1.2 Gewerbegebiet mit Nutzungseinschränkungen   GE/N 
(§ 8 BauNVO) 

Zulässig sind gemäß § 8 Abs. 2 BauNVO: 

- Gewerbebetriebe aller Art, die das Wohnen im Sinne von § 6 BauNVO nicht wesentlich 
stören, 

- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, die das Wohnen im Sinne von § 6 BauN-
VO nicht wesentlich stören. 

- Tankstellen, 

- Anlagen für sportliche Zwecke. 

Ausnahmsweise können gemäß § 8 Abs. 3 in Verbindung mit § 1 Abs. 5 BauNVO zuge-
lassen werden: 

- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche 
und Baumasse untergeordnet sind, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 

- öffentliche Betriebe, die das Wohnen im Sinne von § 6 BauNVO nicht wesentlich stö-
ren. 

Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 in Verbindung mit Abs. 6 BauNVO:  

- Lagerhäuser und Lagerplätze als selbstständige Anlagen, 

- Vergnügungsstätten. 

1.3 Mischgebiet mit Nutzungseinschränkungen    MI/N 
(§ 6 BauNVO) 

Allgemein zulässig sind gemäß § 6 Abs. 2 BauNVO: 

− Wohngebäude, 

− Geschäfts- und Bürogebäude, 

− Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, 

− sonstige Gewerbebetriebe, 

− Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke.  

Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO: 

− Gartenbaubetriebe, 

− Tankstellen, 

− Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO. 

1.4 Nutzungsbeschränkungen (§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO) 

1.4.1 Öffnungszeiten und Andienung der Einzelhandelsbetriebe 

Die Öffnungszeiten und die Andienung der Einzelhandelsbetriebe im Sondergebiet darf 
ausschließlich im Tagzeitraum von 6.00 – 22.00 Uhr erfolgen. 

1.4.2 Einhausung der Verladebereiche der Einzelhandelsbetriebe 

Die Verladebereiche der Einzelhandelsbetriebe im Sondergebiet sind einzuhausen 
(Schalldämm-Maß von Dach und Seitenwand (R´W > 25 dB). 

2.2 Überschreitung der zulässigen Grundfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 
Abs. 4 Satz 3 BauNVO) 

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauN-
VO genannten Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,85 überschritten werden. 

2.3 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 und 3 i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO) 

2.3.1 Außenwandhöhe 

Es gilt folgenden Höhenbeschränkungen: 

Max. zulässige Außenwandhöhe  AWHmax =    8,50 m 

Als zulässige Außenwandhöhe gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zur Schnittlinie 
der Außenwand mit der Dachhaut, gemessen bei Pult- und Satteldächern an der 
Traufseite, bei flach geneigten Dächern mit Dachaufkantung (Attika) am oberen 
Abschluss der Außenwand; bei Staffelgeschossen sind die Außenwandhöhen an den 
Traufseiten der geneigten Dächer einzuhalten. 

2.3.2 Gebäudehöhe 

Es gilt folgenden Höhenbeschränkungen: 

Max. zulässige Gebäudehöhe   GHmax =  9,50 m 

Als zulässige Gebäudehöhe gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zum höchsten 
Punkt der Dachhaut (bei Satteldächern am First, bei Pultdächern oder flach geneigten 
Dächern gemessen am Hochpunkt).  

Technische Aufbauten wie Schornsteine, Solaranlagen, Aufzüge, Lüftungsanlagen blei-
ben unberücksichtigt. 

2.3.3 Höhenbezugspunkt (Geländeoberfläche im Sinne von § 2 Abs. 4 HBO) 

Höhenbezugspunkt für die Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen ist jeweils die O-
berkante des Erschließungsweges bzw. der Erschließungsstraße in der Mitte des geplan-
ten Gebäudes. 

Dieser Höhenbezugspunkt ist Geländeoberfläche im Sinne von § 2 Abs. 4 HBO. 

3. Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 
und § 14 Abs. 1 BauNVO) 

3.1 Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen  

In den als „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen“ festgesetzten Flächen sind Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 Abs. 1 BauNVO unzulässig.  

3.2 Tiefgaragen  

In den als Mischgebiet (MI/N) oder als Gewerbegebiet (GE/N) festgesetzten Bau-
grundstücken sind Tiefgaragen nur innerhalb der als überbaubar festgesetzten Grund-
stücksflächen zulässig. 

4. Regelung des Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB) 

Sofern durch die Nutzung auf den Grundstücken eine Niederschlagswasserversickerung 
nicht bzw. nur zum Teil möglich ist, müssen diese potenziellen belasteten Flächen in den 
Schmutzwasserkanal abgeleitet werden. Diese Niederschlagsmengen sind durch einen 
Speicher aufzufangen und mit einer Drosseleinrichtung auf das zulässige Maß der Ablei-
tung zu reduzieren. Es dürfen nur 1 l/s in den Schmutzwasserkanal abgeleitet werden. 

5. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i. V. m. Nr. 14 BauGB) 

5.1 Versickerung von Niederschlagswasser  

Auf Baugrundstücken anfallendes, nicht als Betriebswasser weiter verwendetes Nieder-
schlagswasser sowie Niederschlagswasser der privaten befestigten Flächen ist, so weit 
wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegen stehen, auf den Grundstücken zu versi-
ckern.  

5.2 Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 

Innerhalb der „Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser“ 
sind Versickerungsmulden mit einer den Regeln der Technik entsprechenden belebten 
Bodenzone von mindestens 30 cm herzustellen. Die Mulden sind so zu bemessen, dass 
sie nach Extremniederschlägen maximal 30 cm eingestaut werden. Die Vegetation der 
Mulden ist flächendeckend, z.B. durch eine Gras-Kraut-Ansaat als extensive Wiesenflä-
che zu entwickeln.  

5.3 Oberflächenbefestigung 

Befestigte, nicht überdachte Flächen der Baugrundstücke sowie private Stellplätze sind, 
so weit wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegen stehen, wasserdurchlässig auszu-
führen; ebenso sind Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung wie Wohnwege, 
verkehrsberuhigte Bereiche, öffentliche Stellplätze, Fuß- und Radwege sowie Wege- und 
Platzflächen innerhalb öffentlicher Grünflächen mit wasserdurchlässigen Belägen herzu-
stellen.  

Als wasserdurchlässige Beläge gelten u.a. wasserdurchlässige Pflastersysteme, Poren-
pflaster, Pflasterbeläge mit einem Fugenanteil von mindestens 20 % und Einfachbefesti-
gungen wie z.B. Schotterrasen und wassergebundene Wegedecken.  

LKW-Stellplätze und Flächen, auf denen betriebsbedingte Verschmutzungen auftreten, 
die die Grundwasserqualität beeinträchtigen könnten, sind mit einem versiegelten Belag 
zu versehen. Auf Nr. 4 der textlichen Festsetzungen wird hingewiesen. 

6. Private Grünflächen und Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr.15 i.V.m. Nr. 25a BauGB) 

6.1 Private Grünflächen  

Die private Grünfläche ist zu 100 % zu begrünen. Die festgesetzten Bäume sind zu pflan-
zen; zu verwenden sind heimische, standortgerechte Bäume 1. oder 2. Ordnung (nur 
Tiefwurzler) entsprechend der Artenempfehlungen unter Nr. 20.1 und 20.2. 

6.2 Grundstücksbepflanzung 

Die als Sondergebiet festgesetzten Baugrundstücke sind zu mindestens 15 % zu be-
pflanzen. Dabei sind die privaten Grünflächen und die Flächen der Randeingrünung anre-
chenbar. 

Pro angefangene 300 m² Grundstücksfläche ist mindestens 1 schmalkroniger Baum zu 
pflanzen. 

Die als Mischgebiet sowie als Gewerbegebiet festgesetzten Baugrundstücke sind zu min-
destens 20 % zu bepflanzen. 

Auf Baugrundstücken ab einer Größe von 300 m² sind pro angefangene 300 m² Grund-
stücksfläche mindestens 1 schmalkroniger Baum oder 1 halbstämmiger Obstbaum zu 
pflanzen; anstelle von zwei schmalkronigen Bäumen bzw. halbstämmigen Obstbäumen 
kann ein Obstbaum als Hochstamm gepflanzt werden. 

Die nicht als Stellplätze oder Zufahrten genutzten Flächen der Vorgärten sind zu begrü-
nen. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 ff. BauNVO) 

2.1 Größe der Grundflächen GR (§ 19 Abs. 2 und Abs. 4 BauNVO) 

Die Größe der zulässigen Grundfläche (GR) für die Summe aller baulicher Anlagen nach 
§ 16 BauNVO i.V.m. § 19 Abs. 2 BauNVO innerhalb einer als überbaubar festgesetzten 
Fläche ist jeweils durch Planeinschrieb bestimmt. 

Die Größe der zulässigen Verkaufsfläche (VK) innerhalb einer als überbaubar festgesetz-
ten Fläche ist jeweils durch Planeinschrieb bestimmt. 

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
§ 81 HBO 

Aufgrund § 81 Hessische Bauordnung (HBO) i. d. F. vom 18.06.2002 (GVBl. I 2002, 
S. 274), zuletzt geändert am 06.09.2007 (GVBl. I 2007, S. 548) in Verbindung mit § 9 
Abs. 4 BauGB wird festgesetzt: 

8. Dachformen und -neigungen 

Zulässig sind Sattel- und Pultdächer mit einer Dachneigung zwischen 20° und 30°. 

9. Werbeanlagen 

Werbeanlagen in beweglicher, veränderlicher, blinkender und reflektierender Form sind 
unzulässig. 
Die Richtwerte für die Nennleuchtdichte der DIN 5044 „Beleuchtung von Straßen für den 
Kraftfahrzeugverkehr“ sind zu beachten. 

Werbeanlagen und Firmenschriftzüge an Gebäuden sind nur bis zu einer Größe von 
15,00 m² je Betrieb zulässig.  

Freistehende Werbeanlagen z.B. in Form eines Pylones sind bis zu einer Höhe von 
9,50 m über dem Höhenbezugspunkt zulässig; dabei darf die Werbefläche 15,00 m² nicht 
übersteigen. 

10. Einfriedungen 

Zulässig sind transparent wirkende Einfriedungen wie z.B. Maschendraht- oder Stabgit-
terzäune bis zu einer Höhe von max. 2,50 m sowie Bepflanzungen mit Laubgehölzen 
bzw. Kletterpflanzen. 

III. Wasserrechtliche Satzung gemäß § 42 Abs. 3 HWG 

Aufgrund § 42 Abs. 3 Hessisches Wassergesetz (HWG) i. d. F. vom 22.01.1990 (GVBl. I 
2002, S. 113), zuletzt geändert am 19.11.2007 (GVBl. S. 792) in Verbindung mit § 9 
Abs. 4 BauGB wird festgesetzt: 

11. Verwendung von Niederschlagswasser 

Das Niederschlagswasser der Dachflächen ist in Regenwassernutzungsanlagen zu sam-
meln und als Brauchwasser (z.B. zur Gartenbewässerung, zur Toilettenspülung oder zum 
Wäsche waschen) weiterzuverwenden. 

Bei Planung, Ausführung, Betrieb und Wartung der Regenwassernutzungsanlage sind die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik für die Regenwassernutzungsanlagen zu 
Grunde zu legen (Normreihe DIN 1989). 

IV. Kennzeichnungen gemäß § 9 Abs. 5 BauGB 

12. Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere 
Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten (hier: hohe bzw. schwankende Grundwasserstände und Risikoüber-
schwemmungsgebiet) erforderlich sind 

Das Plangebiet liegt im Einflussbereich des Grundwasserbewirtschaftungsplans „Hessi-
sches Ried“. Im Rahmen dieser wasserwirtschaftlichen Planung ist mit großflächigen 
Grundwasseraufspiegelungen zu rechnen, die bei einer künftigen Bebauung zu berück-
sichtigen sind. Im Einzelnen sind die Vorgaben des „Grundwasserbewirtschaftungsplans 
Hessisches Ried“ (Staatsanzeiger für das Land Hessen 21/1999, S. 1659 und 31/2006, 
S. 1704) zu beachten. 

Auf Grund der hohen bzw. schwankenden Grundwasserstände, wird weiterhin darauf hin-
gewiesen, dass im Plangebiet mit Nutzungseinschränkungen oder zusätzlichen Aufwen-
dungen (z.B. bauliche Vorkehrungen gegen Vernässungen) zu rechnen ist.  
Die zusätzlichen Aufwendungen sind entschädigungslos hinzunehmen. Wer in ein bereits 
vernässtes oder vernässungsgefährdetes Gebiet hineinbaut und keine Schutzvorkehrun-
gen gegen Vernässungen trifft, kann bei auftretenden Vernässungen keine Entschädi-
gung verlangen. 

Die für die Bemessung der einzelnen Gründungs- und Bauhilfsmaßnahmen erforderlichen 
Bemessungskennwerte sowie detaillierte Angaben zur Gründung der geplanten Gebäude 
und zur Bauausführung sind im Einzelfall ggf. noch in gesonderten Gründungsgutachten 
zu erarbeiten. 

Weiterhin liegt das Baugebiet in einem Risikoüberschwemmungsgebiet, das bei Versa-
gen eines Deiches überschwemmt wird. 

Aufgrund § 13 Abs. 3 HWG sind bei Sanierung und Neubau von Objekten Vorkehrungen 
zu treffen und, soweit erforderlich, bautechnische Maßnahmen vorzusehen, um den Ein-
trag von wassergefährdenden Stoffen bei Überschwemmungen entsprechend dem Stand 
der Technik zu verhindern. 

V. Hinweise und Empfehlungen 

13. Nutzung erneuerbarer Energien 

Es wird empfohlen, bei der Errichtung von Gebäuden an den Dächern und Fassaden bau-
liche Maßnahmen für den Einsatz von Solarenergie oder anderer erneuerbarer Energien 
zu treffen. 

14. Bauverbotszone für Hochbauten 

Innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten Bauverbotszone dürfen gemäß § 23 Abs. 
1 HStrG (Hessisches Straßengesetz) im Abstand von 20 m zur Landesstraße (L 3012), 
gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, Hochbauten jeder Art und Wer-
beanlagen jeglicher Art, auch genehmigungsfreie Anlagen, sowie Fahnenmaste nicht er-
richtet werden. 

Hinweise: 
Die Straßenbaubehörde kann gemäß § 23 Abs. 3 HStrG im Einzelfall Ausnahmen von 
den Verboten zulassen. 

6.3 Flächen für Randeingrünung 

Die durch Planzeichnung festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen / Zweckbestimmung „Randeingrünung“ sind wie folgt 
anzulegen: 

− Die Flächen sind als flächige Gehölzpflanzung aus Bäumen, Heistern und Sträuchern 
herzustellen.  

− Die festgesetzten Bäume sind zu pflanzen; zu verwenden sind schmalkronige Bäume 
(nur Tiefwurzler) entsprechend der Artenempfehlungen unter Nr. 20.3. 

− Die Sträucher sind in Pflanzgruppen von mindestens 3 Stück einer Art zusammen zu 
pflanzen und dauerhaft mit einer Mindesthöhe von 3,00 m zu erhalten. 

7. Mindestanforderungen an Baum-, Strauch- und sonstige Anpflanzungen sowie Un-
terhaltungspflege 

Für alle nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB zu pflanzenden Bäume und Sträucher werden fol-
gende Mindestanforderungen festgesetzt: 

Bäume 1. und 2. Ordnung: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 14-16 cm 
Schmalkronige Bäume: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 14-16 cm 
Obstbäume:   Stammumfang 8-10 cm 
Heister:   3 x verpflanzt, Größe 250-300 cm 
Sträucher:   2 x verpflanzt, Größe 60-100 cm. 

Es sind heimische, standortgerechte Bäume und Sträucher entsprechend der Artenemp-
fehlungen zu verwenden.  

Alle Anpflanzungen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der Gebäude bzw. Er-
schließungsstraßen auszuführen. Sie sind dauerhaft zu erhalten. Abgängige Gehölze 
sind spätestens nach einem Jahr nachzupflanzen. 

15. Bodendenkmäler (§ 9 Abs. 6 BauGB) 

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies dem Landesamt für 
Denkmalpflege, Archäologische Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde 
unverzüglich anzuzeigen. 

16. Leitungsschutzmaßnahmen 

Tiefwurzelnde Bäume müssen lt. DIN 18920 und den technischen Richtlinien GW 125 ei-
nen Mindestabstand von 2,5 m zu Versorgungsleitungen aufweisen. Wird dieser Abstand 
unterschritten, so sind die Kabel gegen Wurzeleinwirkungen zu sichern oder die Standor-
te der Bäume entsprechend zu verschieben. 

Pflanzmaßnahmen im Nahbereich zu Versorgungsleitungen sind mit dem Versorgungs-
träger abzustimmen. 

17. Altlasten 

Altflächen (Altstandorte, Altablagerungen), schädliche Bodenveränderungen und/oder 
Grundwasserschäden sind im Plangebiet nicht bekannt.  

Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist jedoch auf senso-
rische Auffälligkeiten zu achten. Werden diese festgestellt, ist umgehend das Regie-
rungspräsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt Darmstadt (Dezernat IV/Da 41.5) zu infor-
mieren. 

18. Grundwasserhaltungsmaßnahmen 

Aufgrund des hohen Grundwasserstandes sind während der Bauausführung von Tiefga-
ragen voraussichtlich Grundwasserhaltungsmaßnahmen erforderlich. Hierfür ist jeweils im 
Einzelfall durch den jeweiligen Bauherren eine wasserrechtliche Erlaubnis beim Kreisaus-
schuss des Kreises Groß-Gerau, Untere Wasserbehörde zu beantragen. Dies gilt gene-
rell für Bauten im Grundwasserbereich (bspw. Unterkellerung). Sofern eine schadlose Ab-
leitung des geförderten Grundwassers nicht möglich sein sollte, sind ggf. Maßnahmen zur 
Reduzierung des Wasserandranges (z.B. wasserdichte Spundung, lnjektionsverfahren 
etc.) vorzusehen. 

19. Versickerungssatzung 

Auf die für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes geltende Versickerungssatzung 
wird hingewiesen. 

20. Artenempfehlungen 

Empfohlen wird die Verwendung folgender heimischer, standortgerechter Arten: 

20.1 Bäume 1. Ordnung (Großbäume 20-40 m Höhe) 

Acer platanoides  Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus  Bergahorn 
Aesculus hippocastanum  Rosskastanie  
Fagus sylvatica  Rotbuche 
Fraxinus excelsior   Gewöhnliche Esche 
Quercus petrea  Traubeneiche 
Quercus robur  Stieleiche 
Tilia cordata  Winterlinde 
Tilia platophyllus  Sommerlinde 

20.2 Bäume 2. Ordnung (Mittelgroße Bäume 12 -20 m Höhe) 

Acer campestre Feldahorn 
Acer platanoides „Emerald Queen“ Spitzahorn 
Aesculus hippocastanum „Pyramidalis“ Rosskastanie  
Carpinus betulus    Hainbuche 
Corylus colurna    Baumhasel 
Juglans regia    Walnuss 
Prunus avium „Plena“   Veredelte Vogelkirsche 
Pyrus calleryana spec.   Stadtbirne in Sorten 
Sorbus aucuparia    Eberesche 

20.3 Schmalkronige Bäume bzw. Kleinbäume 

Acer campestre „Elsrrijk“   Kegel-Feldahorn 
Acer platanoides „Columnare“  Säulen-Spitzahorn 
Carpinus betulus „Fastigiata“  Säulenhainbuche 
Crataegus monogyna „Stricta“  Säulen-Weißdorn 
Crataegus laevigata „Paul‘s Scarlet“ Rot-Dorn 
Prunus cerasifera „nigra“   Blutpflaume 
Pyrus calleryana „Chanticleer“  Birne 
Pyrus communis „Beech Hill“  Birne 
Sorbus aucuparia „Fastigiata“  Säuleneberesche 
Sorbus intermedia „Brouwers“  Schwedische Mehlbeere 
Ulmus hollandica „Lobel“   Schmalkronige Stadtulme 

− Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 24.12.2008 (BGBl. I S. 3018) 

− Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. vom 23.01.1990 (BGBl. I, S. 132), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466) 

− Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991, S. 58) 

− Hessische Bauordnung (HBO) i. d. F. vom 18.06.2002 (GVBl. I 2002, S. 274), zuletzt 
geändert durch Art. 12 des Gesetzes vom 06.09.2007 (GVBl. I S. 548) 

− Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz –
BNatSchG) i. d. F. vom 25.03.2002 (BGBl. I, S. 1193), zuletzt geändert durch Art. 3 
des Gesetzes vom 22.12.2008 (BGBl. I S. 2986) 

− Hessisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Hessisches Natur-
schutzgesetz HENatG) vom 04.12.2006 (GVBl. I S. 619), zuletzt geändert durch Art. 4 
des Gesetzes vom 12.12.2007 (GVBl. I S. 851) 

− Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i. d. F. vom 19.08.2002 (BGBl. I S. 3245), zuletzt 
geändert durch Art. 8 des Gesetzes vom 22.12.2008 (BGBl. I S. 2986) 

− Hessisches Wassergesetz (HWG) i. d. F. vom 06.05.2005 (GVBl. I, S. 305), zuletzt 
geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 19.11.2007 (GVBl. I S. 792) 

− Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) ) i. d. F. vom 26.09.2002 (BGBl. I, 
S. 3830), zuletzt geändert am 23.10.2007 (BGBl. I S. 2470) 

− Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. d. F. vom 25.06.2005 
(BGBl. I, S. 1757), zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 22.12.2008 (BGBl. 
I S. 2986) 

 

Beschlüsse zur Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplanes gemäß § 2 
Abs. 1 BauGB und zur Durchführung der Bebauungsplanänderung im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB durch die Gemeindevertretung 

 

am 30.01.2009 
 

Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belan-
ge gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB  

 
 

am 03.02.2009  
 
Bekanntmachung der Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 13 a Abs. 3 
Nr. 2 BauGB und der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  

 
 
am 06.02.2009 

 
Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB und öffent-
liche Auslegung des Entwurfes der 2. Änderung des Bebauungsplanes mit Be-
gründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 
 
vom 16.02.2009 
bis 16.03.2009 

 
Prüfung und Entscheidung über die fristgemäß eingegangenen Anregungen 
und Beschluss der 3. Änderung des Bebauungsplanes und der darin enthalte-
nen Satzungen gemäß § 10 Abs. 1 und § 5 HGO als Satzung durch die Ge-
meindevertretung 

 
 
 
 
am 27.03.2009 

 

 

Ausfertigung 

Es wird bestätigt, dass der Planinhalt unter Beachtung der vorstehenden Ver-
fahrensschritte mit den Beschlüssen der Gemeindevertretung übereinstimmt. 

Die Bebauungsplanänderung wird hiermit ausgefertigt. 

 
Trebur, den 

 

 

 

 
.................................................. 

Arnold, Bürgermeister 

 

 

 

Inkrafttreten der 3. Änderung des Bebauungsplanes, der bauordnungsrechtli-
chen Festsetzungen nach § 81 HBO und der wasserrechtlichen Satzung ge-
mäß § 42 Abs. 3 HWG i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB durch amtliche Bekanntma-
chung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 

Trebur, den 

 

 

 

 
.................................................. 

Arnold, Bürgermeister 

 

 
 
 
 

 

am 03.04.2009 

 


